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Bierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 4. März 1863. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

London, 3. März. Aus Saigon wird gemeldet, daß der eingeborne 
Gouverneur der Provinz Vittolone von dem Kaiſer von Anam den Befehl 
erhalten hat, Feindſeligkeiten ‚gegen die Franzoſen zu beginnen, ſich aber ſtatt 
deſſen unter den Schuß der Franzoſen geftellt hat. 8 2 

Paris, 3. März. Der „Moniteur“ berichtet über die Antrittsaudienz 
von Iſturiz. Der Geſandte ſagte in ſeiner Anrede: Es wird meine Aufgabe 
jein, die Bande zwiſchen beiden Pölkern feſter zu knüpfen. Der Kaiſer ant⸗ 
wortete: Ich hege die beſten Wünſche für das Glück der Königin, wie für 
die Größe Spaniens und werde jederzeit glücklich ſein, mit der Regierung 
der Königin die freundſchaftlichſten Beziehungen zu unterhalten. 

In Madrid circulirte am 2ten d. eine neue Miniſterliſte, auf der Armero 
als Präſident figurirt; noch nichts ofſiciell. 


Preußen. 
Landtags: Verhandlungen. 


20. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr, 
tiſche: Graf zur Lippe, Graf Eulenburg und mehrere Regierungs⸗Com⸗ 
miſſarien; ſpäter Hr. v. Bismarck. a 

Vor der Tagesordnung ergreift das Wort der Juſtizminiſter Graf 

ur Lippe: Die Commiſſion zur Berathung des Handelsgeſetzbuches in 
ürnberg ſei durch Bundesbeſchluß vom 19. Febr. 1857 beauftragt worden, 
die Frage in Berathung zu nehmen, ob Aenderungen der allgemeinen deut⸗ 
ſchen Wechſelordnung, nachdem dieſelbe mehrere Jahre in Giltigkeit geweſen, 


(3. März). 


nothwendig geworden ſeien. Die Commiſſion habe einige Aenderungen für j 


nothwendig erachtet, und durch Beſchluß der Bundesverſammlung vom 
23, Januar 1863 ſeien die einzelnen Regierungen eingeladen worden, dieſen 
Abänderungen beizutreten. In Folge deſſen überreicht er dem Hauſe den 
betreffenden Geſezentwurf. Derſelbe geht an die vereinigten Commiſſionen 
für Juſtiz und für Handel und Gewerbe. — Ferner überreicht der Juſtiz⸗ 
miniiter einen Geſetzentwurf wegen Abänderungen des Koſtengeſetzes vom 


10, Mai 1851, betreffend die Gebübren in Nachlaßſachen. Dieſer Entwurf | W 


wird der Juſtiz⸗Commiſſion überwieſen. Lin 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt eine Wablprüfung. 
Wahl des Abg. Kreisrichter Ollenroth wird für giltig erklärt. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung ſind die Etats der Kammern, 
des Bureau des Staatsminiſterit u. |. w. Der Etat des Herrenhauſes wird, 
wie üblich, ohne Diskuſſton genehmigt, eben jo der des Abg.⸗Hauſes. Bei 
dieſer Gelegenheit frägt der Abg. Reichenſperger (Beckum) an, ob die 
Pläne für den Bau des künftigen Parlamentsgebäudes den einzelnen Mit⸗ 
gliedern vorgelegt werden würden. 5 

Präſident Grabow erklärt, daß er nicht glaube, daß dem et pas ent. 
gegenstände. Indeß maſſe er bemerken, daß, bevor der Bauplatz beſtimmt 
werden könne, erſt die räumlichen Verhältniſſe des Hauſes klar ſein müßten. 

Bei dem Etat für das Bureau des Staatsminiſteriums hat die Comm. 

den Antrag geſtellt: „das Gehalt des Directors des literariſchen Bureaus 
mit 1200 len, und das Gehalt des Kanzleiſecretärs mit 600 Tolrn., für 
„tünftig wegfallend“ zu erklären. — Abg. Virchow hat das Amendement 
geſtellt, die 1200 Thlr. ganz abzuſetzen. x 5 

Abg. Virchow: Sein Antrag ſei die Conſequenz eines früheren Be 
ſchluſſes der Budget⸗Commiſſion. Die Stelle ſei als „künftig wegfallend 
bezeichnet worden; jetzt ſei ſie unbeſetzt. Sie könne alſo jetzt nur abgeſetzt 
werden. Es ſei dies auch nothwendig, damit die Stelle nicht wieder beſetzt 
würde. Die Regierung habe im vorigen Jahre über die „Sternzeitung“ 
und auch über die in Frage stehende Stelle mehrere Ausführungen gemacht, 
die nicht zugetroffen ſeien. Trotz des Widerſpruchs der Regierung babe die 


Die 


„Sternzeitung“ nun aufgehört, ebenſo könne auch das Amt eines Directors | 


des literariſchen Bureaus ganz fortfallen und höchſtens zeitweiſe durch Diä⸗ 
tarien beſetzt werden, die mit den Miniſterien wechſelten. 85 

Reg.⸗Commiſfar widerſpricht ſowohl dem Antrage der Commiſſion 
als dem 3 Virchow. Richtig fei, daß die Stelle ſeit dem 1. Okt. 
v. J. unbeſetzt fei. Din 

I Gch Bethuſy⸗Huc bedauert, daß man die vorjährigen Gründe 
widerläuen müfje, Aus den Ausführungen des Abg. Virchow würde folgen, 
daß man auch die Miniſter als Diätarien anftellen könne. Gerade die in 
Frage ſtehenden Beamten verträten den politiſchen Standpunkt des Miniſte⸗ 
riums und feien die wichtigſten. Abg. Behrend: In Conſequenz des vori⸗ 
gen Beſchluſſes der Budget⸗Commiſſion müſſe das Haus heute das Amende⸗ 
ment Virchow annehmen, — Abg. Virchow: In keiner andern Stelle, als 
in der in Frage ſtehenden, träten ſo häufige Wechſel ein. Die Miniſter 
ſeien allerdings anders geſtellt, als andere Beamte. — Referent v. Hover⸗ 
bed: Der einzige Zweck der Stelle ſei die Bequemlichkeit der Minister. Er 
halte es nicht für richtig, für dieſe eine etatsmäßige Stelle anzuſetzen. 


Bei der Abſtimmung wird der Antrag der Commiſſion mit dem Amende⸗ 


ment Virchow mit großer Majorität angenommen. Bei dem Antrage 
der Commiſſion, die für den Dispoſttionsfſonds geforderte Summe von 
31,000 Thlr. nicht zu bewilligen, frägt Abg. Dr. Becker, ob die Commiſ⸗ 
ſion ſich genauere Einſicht über die mit der „Sternzeitung“ abgeſchloſſenen 
Contracte verſchafft habe. — Referent v. Hoverbeck: Es ſei dies trotz ihrer 
Anſtrengungen der Commiſſion nicht gelungen. ; 
Minifter des Innern, Graf Eulenburg: Unter den geſetzlichen Gemals 
ten des Staates jei die Preſſe eine gewaltige Macht. Auch die Regierung 
könne derſelben nicht entbehren. Sie brauche die Preßthätigkeit in jo man; 
nichfacher Weiſe, daß die gewöhnlichen Mittel dazu nicht austeichten. Kein 
Staat verwende dazu fo wenige Mittel wie der preußiſche. In keinem 
Staate aber würden der Regierung alle Mittel für die Preſſe verſagt. 
Man wünſche, daß die Regierung im Haufe ihre Anſichten verträte, warum 
wolle man ihr in der Preſſe die Möglichkeit dazu nehmen. Man möge hier 
nicht die Frage des Vertrauens oder Mißtrauens maßgebend fein laſſen, 
ſondern die Erwägung, ob die Regierung einem Beſchluſſe ihre Zuſtimmung 
geben lönne, der fie völlig lahm legen würde. fie 
Abg. Freſe: Er glaube kaum, daß es nöthig fei, in dieſem Augenblicke 
die Ausführungen des Hrn. Ministers zu widerlegen. Bemerken wolle er 
nur, daß wenn derſelbe davon geſprochen, es gebe keinen conſtitutionellen 
Staat, in dem folh ein Dispoſitionsfonds gar nicht vorhanden, jo ſei zu 
erwidern, es gebe auch keinen conftitutionellen Staat mit ſolch einem Mini⸗ 
ſterlum. Ihm gegenüber müſſe das Haus von dieſer Summe auch den letzten 
Heller ſtreichen. — Der Hr. Miniſter habe ferner geſprochen von der Frei 
beit der oppoſitionellen Preſſe, — daß Gott erbarm' über dieſe Freiheit! 
(Bravo.) Kein Tag vergehe, der nicht die Nachricht bringe von neuen Be⸗ 
ſchränkungen und Verfalgungen dieſer Preſſe. Von Freiheit der Preſſe könne 
allenfalls in Betreff der dem Miniſterium befreundeten Preſſe die Rede ſein. 
Dieſe ergebe ſich ungeftrajt in den ſtärkſten Verleumdungen gegen das Haus 
der Abgeordneten, in den beftigiten Angriffen auf Verfaſſung und Geſetz. 
Sehr richtig.) — Wie eigentlich die Preßgelder verwendet würden, laſſe ſich 
eit dem Eingehen der „Sternzeitung“ nicht überſehen; zu vermuthen ſei, daß 
fie der „Nordd. Allg. Ztg.“ zu Gute kämen, die im vorigen Sommer noch 
im öſterreichiſchen Sinne thätig geweſen; nebenbei habe gerade dieſes Organ 
des Miniſterpräſidenten zur Uebertreibung der Gerüchte über die Convention 
das Meiſte beigetragen. Ein anderer Theil der Preßgelder werde wohl für die 
Artikel verwendet, die durch Hrn. Bamberg, dem jetzigen preuß. Viceconſul in 
Paris, im „Journal des Debats“ zu Gunſten des preuß. Miniſteriums Aufnahme 
anden, und zwar, wie ſich denken laſſe, nicht ohne Begleitung vollwichtiger 
rgumente. Natürlich könnten ſolche Artikel keinen Eindruck machen. — 
Der Miniſter habe von Lahmlegung der Regierung geſprochen. Ja ſeit an⸗ 
derthalb Jahren werde ſeitens der Regierungs⸗Preſſe das Programm verthei⸗ 
digt, das Haus müſſe lahm gelegt werden. Darauf müſſe das Haus ant⸗ 
— Ne Thlr. bewilligen, hieße die Staatsgelder vergeuden. 
ravo lin 
Abg. Graf Bethuſy⸗Huc für den Antrag der Commiſſion: Er ver⸗ 
darauf, den Vorredner auf das von ihm betretene Gebiet zu folgen. 
kun handle ſich um eine Frage der Zweckmäßigkeit: man dürfe der Berwal- 
ng a5 die Lebensader unterbinden. Die Verweigerung des Fonds könnte 
es en führen, deren Umfang man erſt würde erkennen können, wenn 
zu spät ſei. Abg. Dr. Becker Dortmund): Gegenüber den „Entitellun: 
von denen * Herr Miniſter geſprochen, dürfte die Bemerkung am 


— 


Am Miniſter⸗ 9 


men kö 


Platze ſein, daß der königl. preuß. „Staats⸗Anzeiger“ die letzten engliſchen 
Depeſchen nur mit Weglaſſung der weſentlichſten Stellen gebracht habe. 
Abg. Frhr. v. Binde (Stargardt): Die Summe von 31,000 Thaler, auf 
welcher die ganze Vertretung Preußens in der Preſſe des Auslandes beruhe, 
ſei überaus gering; in Oeſterreich verwende man dazu über 400,000 Thlr. 

— In Betreff der Preſſe im Inlande verweiſe er auf die „Kammercor⸗ 
reſpondenz“, die die Reden der Mitglieder der Fortſchrittspartei im Hauſe 
und in den Commiſſionen vor denen der anderen Parteien tendenzibs be: 
günſtige, und die dem Herausgeber ſogar monatlich viele hundert Thaler 
einbringe. Er werde im Laufe der Seſſion zur Abhilfe dieſes „Mißbrauchs“ 
den Antrag auf Herſtellung eines eigenen Organs der Kammer ſtellen. — 
Von Segnungen der Preſſe könne doch nur geſprochen werden, wenn fie die 
Wahrheit enthalte, wenn die Preſſe aber täglich auf Verdrehungen und Ent⸗ 
ſtellungen ausgehe, ſei ſie keine Segnung. ür jetzt müſſen aber dem Mi⸗ 
niſterium im Intereſſe des Rechts und der Wahrheit“ die Mittel zur Wis 
derlegung falſcher Nachrichten gegeben werden. Er werde daher für unver: 
kürzte Bewilligung der 31,000 Thlr. ſtimmen. 

Abg. Dr. Virchow: Die letzten Bemerkungen des Vorredners ſeien für 
die vorliegende Droge ohne Belang. Viele Redner dieſer (linken) Seite 
hätten ſich ebenfalls über die Kammer⸗Correſpondenz zu beſchweren, daß ihre 
eden nicht ſo wiedergegeben ſeien, als ſie es wünſchen. Wenn nicht zu⸗ 
fälliger Weiſe ein Mitglied ſeiner (des Redners) Partei der Kammer⸗Corre⸗ 
ſpondenz nahe ſtände, ſo könnte ſehr leicht der Verdacht entſtehen, es wäre 
die Correſpondenz gegen ſie gerichtet. — Gerade in den Organen ſeiner 
Partei ſei faſt jede Rede des Miniſterpräſidenten nach dem ſtenographiſchen 
Berichte wörtlich mitgetheilt worden Freilich hätten auch die Organe der 
Regierung nach Möglichkeit dazu beigetragen, dieſe Reden in aller Vollſtän⸗ 
digkeit im Lande zu verbreiten. Ob das im Intereſſe der Regierung liege, 
ei eine andere Frage. (Heiterkeit) Er glaube, daß es zweckmäßiger nes 


weſen wäre, wenn man ſich auf kurze Bemerkungen darüber beſchränkt hätte. 


Die Regierung könne ſich nicht beſchweren, daß ſie ungehört vom Lande ges 
ſprochen habe. Wenn das richtig wäre, was der Abgeordnete in Beziehung 
auf das Ausland geſagt habe, jo habe man es erleben müſſen, daß preußen⸗ 
freundliche Blätter ſchwer verfolgt ſeien, während die Zeitungen, die dem öſterrei⸗ 
chiſchen Intereſſe dienten, niemals Anfeindungen zu erfahren gehabt hätten. 
enn man ſich muthwillig feiner Freunde beraube, um ſich in einer ſchlech⸗ 
ten Preſſe Freunde zu kaufen, ſo werde die Landesvertretung dazu kein Geld 
bewilligen. Da der Miniſter des Innern das Wort zur Vertheidigung des 
Fonds genommen, ſo ſcheine es richtig, daß die Preßangelegenheit wieder 
vom Staatsminiſterium in das Miniſterium des Innern verlegt ſei, und 
man habe die Befürchtung, daß die alten Organe des Miniſteriums Weſt⸗ 
phalen wieder thätig ſeien. Dies wären keine geeigneten Organe für Ver⸗ 
kretung nach außen. Da dem Haufe nicht zugemuthet werden könne, auf 
die alten glücklich befeitigten Bahnen zurückzukehren, da andererſeits die con⸗ 
ſervativen Organe genügend entwickelt und begünſtigt ſeien, und da das 
Haus am allerwenigſten Veranlaſſung habe, dem Miniſter des Innern ein 
Vertrauensvotum zu geben, jo ſtimme er gegen die Bewilligung des Fonds 
(Der Miniſter v. Müßler iſt inzwiſchen eingetreten.) 

Der Schluß der Diskuſſion wird beantragt und angenommen. 

Referent v. Hoverbeck: Der Miniſter habe geſagt, in jedem andern 
Lande wäre die Ablehnung der 31,000 Thlr. eine Unmöglichkeit; er wieder⸗ 
hole ihm darauf: in jedem andern Lande wäre ein ſolches Ministerium eine 
Unmöglichkeit, anderenfalls wärde auch dort die Bewilligung nicht ſtattfin⸗ 
den können. Hier ſei nur zu fragen, ob das Haus die Berechtigung 
habe, die 31,000 Thlr. zu bewilligen. Dazu gehöre das Vertrauen, daß je⸗ 
der Pfennig davon angemeſſen verwendet werde. Er frage, ob das Haus 
dies Vertrauen zu dieſem Miniſterium habe? Dann möge es bewilligen, 
wenn nicht: nicht. ; 

Abg. Dr. Freſe (Minden) perſönlich: Er habe das Haus um Entſchul⸗ 
bigung zu bitten, daß er dem Abgeordneten für Stargardt auf die Bahn 
folgen müſſe, die derſelbe mit feinem Tacte eingeſchlagen, um Entſchuldi⸗ 
gung, daß, wo es ſich um die Frage der Verwendung von Staatsgeldern 
handle, er ſich in einer perſönlichen Angelegenheit zu vertheidigen habe. Die 
Erwähnung der „Kammer⸗Correſpondenz“ würde nur dann hierher gehört 
haben, wenn der Abg. v. Vincke beantragt hätte, von den 31,000 Thlr. in 
Rede eine andere Kammercorrefpondenz zu gründen. Mit dem ihm eigen: 
tbümlichen feinen Tacte hade der Hr. Abgeordnete ſogar von dem monalli⸗ 
chen Ertrage der Kammer „Corteſpondenz geſprochen. (Pfui links). 
Er müſſe das alte parlamentariſche Mitglied darauf verweiſen, — und das 
ſolle feine einzige Rache fein — daß er damit etwas getban, was vor ihm 
noch in keinem Parlamente, noch von keinem Parlamentsmitgliede geſchehen 
fei, (Sebr richtig). — In Betreff der gerügten Parteilichkeit habe er zu bes 
merken, daß zur zeit des Miniſteriums Auerswald von dem officidſen Or⸗ 
gan der Correſpondenz demokratiſche, von anderer Seite miniſterielle Ten⸗ 
denzen gleichzeitig zum Vorwurf gemacht worden ſeien. 

Es ſei ſehr ſchwer, einem Bericht, der an demſelben Abend, wo die Ver⸗ 
handlungen ſtattgefunden, erſcheine, die Genauigkeit zu verleihen, die wohl 
wünſchenswerth wäre. Daß bei Anfertigung der Correſpondenz aber „tens 
denzibs“ verſal ren werde, ſei eine Unwahrheit. (Unruhe) Ja, das könne 
er beweiſen! Grade für die neulichen wichtigen Verbandlungen ſei von ihm 
ein Mitarbeiter herangezogen worden, der Herrn v. Vincke und deſſen Freun⸗ 
den Pate befreundet ſei, ſpeziell zur Berichterſtattung über die Reden 
dieſer Partei. 

Eine von dem Herrn Präſidenten überwachte Kammer⸗Correſpondenz ſei 


gewiß ſehr wünſchenswerth, aber im Intereſſe des Herrn Präſidenten wünſche ] H 


er, daß derſelbe verſchont bleiben möge mit den Reclamationen der Redner, 
die ſich nicht genügend berückſichtigt hielten. 

Er glaube gern, daß die glänzende Beredtſamkeit des Abgeordneten für 
Stargardt nicht immer in der K.⸗C. in ihrem vollen Glanze erſchienen ſei 
halte es jedoch nicht für überflüffig zu bemerken, daß ihm grade in Betreff 
der letzten größeren Rede deſſelben von befreundeter Seite vorgeworfen wor⸗ 
den, dieſelbe ſei in einer Weiſe wiedergegeben, als habe ſie einen günſti⸗ 
gen Eindruck im Hauſe gemacht. 

Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Dr. v. Sybel und einer 
ſolchen des Abg. Graf Bethuſp Huc, replicirt der Abg. v. Vin cke 
(Stargardt) perſönlich: Die Erwägung, ob feine Erwähnung der K.⸗C. hier⸗ 
her gehört, ſei Sache des Präſidenten. Daß fie im Haufe auf dieſer (der 
rechten) Seite ſehr viel Anklang gefunden, davon habe ſich der Herr Abg. 
für Minden überzeugen können. Er freue ſich jedenfalls, daß er dadurch 
hinter die Wabrheit gekommen, (oho!) daß wirklich ein Mitglied dieſes 
Hauſes die K.⸗C. herausgebe. Er habe keinen Sinn dafür, wie ein Mit⸗ 
glieg dieſes Hauſes von jo entſchiedener Parteiſtellung ſich das herausneh⸗ 
nne. (Unruhe.) Ob dies Takt ſei, ob dies das mindeſte Gefühl für 
Sah uit zeige, überlafje er dem Urtheil des Hauſes, (Unruhe.) 


Abg. Dr. Freſe meldet ſich zu einer Entgegnung, verzichtet jedoch ſofort 
auf 1855 Ri Abg. v. Binde ſich wiederum zum Worte nach ihm noti⸗ 
ren läßt. 


Das Reſultat der Abſtimmung ift Streichung der 31,000 Thlr. mit ſehr 
großer Majorität. 

Die folgenden Etats für das Büreau des Staatsminiſteriums, für die 
Archive, für das Staatsſecretarlat, für die Generalordenscommiſſion, für das 
Geheime Civilcabinet, für die Oberrechenkammer, die Oberexaminationscom⸗ 
miſſton, den Disciplinathof, den Gerichtshof zur Entſcheidung der Competenz⸗ 
conflicte werden nach den Commiſſionsanträgen ohne Discuſſion erledigt. 
Bei dem Etat des Miniſteriums des Auswärtigen nimmt aus Anlaß der 
Ernennung von Botſchaſtern in London und Paris das Wort: 

Abg. v. Rönne (Solingen): Die Krone habe ohne allen Zweiſel das 
Recht, den Geſandten den Titel Botſchafter zu geben. Aber ebenſo habe 
das Haus das Recht zu prüfen, ob nicht früher oder fpäter dadurch das 
Budget belafiet werde. Der Miniſterpräſident habe zwar durch ein comomıniqu6 
an die „Volkszeitung“ verſichert, daß durch die Rangerböhung keine Mehr⸗ 
koſten entſtänden. Das ſei nicht richtig. Der höhere Rang der Botſchafter 
ueriange größere Repräſentationskoſten. Der Commiſſionsbericht habe daher 
ganz Recht, wenn er ſchon jeht ausſpreche, daß die Regierung nicht daran 
denken dürfe, wegen ſolcher Botſchafterernennungen auch eine höhere Dota⸗ 
tion der Stellen zu beanſpruchen. Durch äußeren Glanz werde die Regie⸗ 
rung die innere Schwäche nicht verdecken. Den Vortheil, daß die Botſchaf⸗ 
ter perſönlich mit dem Souverän verkehren dürften, halte er nicht für einen 
ſolchen. Die Königin Victoria würde keine perſönliche Politik hinter dem 


Rücken ihrer Miniſter treiben, und wenn man auch Louis Napoleon für ge⸗ 
neigt dazu halten könne, jo würde er keinem Geſandten, wenn es in feinem 
Intereſſe läge, eine Audienz verweigern, weil er nicht den Botſchaftertitel 
habe. Der Redner ſpricht ſich dann überhaupt gegen die ſogenannte perſön⸗ 
liche Politik aus, die zur Hofpolitik und zur Kamarilla führe. Da wo es auf 
veſondere Geſchäftskenntniß ankam, müſſe man ſich ſchon jetzt beſonderer 
Sachverſtändiger bedienen. Hätte die Regierung jetzt in Paris und London 
eine andere Politik befolgt, als die der Convention, ſo würde ſie mehr er⸗ 
reicht haben, als jetzt durch die Botſchaſter. ‘ 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Größere Repräſentationskoſten für die 
Botſchafter ſeien wünſchenswerth, fie ſeien aber durch den Titel an und für 
ih nicht bedingt. Die Zahl der Botſchaſter habe ſich in der letzten Zeit be⸗ 
deutend vermehrt. Es gäbe jetzt franzöſiſche, ruſſiſche, ſpaniſche, öſterreichtſche, 
türkiſche Botſchafter, auch der päpfliche Nuntius habe den Botſchafter⸗Rang. 
Die Prärogative der Botſchafter erleichterten nicht nur den Verkehr mit dem 
Souverän, ſondern auch den mit dem auswärtigen Miniſterium. Es fei nicht 
in allen Ländern dieſelbe Leichtigkeit des Verkehrs als in Preußen. Die Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten hätten beſondere Empfangstage, an 
denen fie an beſtimmten Stunden empfangen. Wenn da der Zudrang ſehr 
ob ſei, könne es leicht kommen, daß der Geſandte, nachdem er mehrere 

nden gewartet, weil die Botſchafter den Vortritt hätten, unverrichteter 
Sache nach Hauſe geben müſſe, was dem Botſchafter nicht paſſiren könne. 
Freilich jet das Gehalt für die Botſchafter ſehr gering, das verhalte ſich aber 
ebenſo mit dem der Geſandten und da wolle er lieber ſchlecht bezahlte Bot⸗ 
ſchafter als ſchlecht bezahlte Geſandte. Er wiederhole, daß eine Gehaltser⸗ 
böbung durch den Botſchaftertitel nicht bedingt ſei. Wenn übrigens der 
Abg. Nönne feine Mißbilligung über die perſönliche Politit der Souveräne 
ausgeſprochen, ſo erwidere er, daß dies an der Thalſache nichts ändere. 
2 i treiben perſönliche Politik, gleich viel ob der Abgeordnete es 
will oder nicht. J 

Referent v. Hoverbeck: Die Vortheile des Botſchaftertitels kämen alfo 
auf die halben Stunden hinaus, die der Bolſchafter ſpare. Dem gegenüber 
ſtünden die Tauſende von Thalern, für welche die Taſchen der Steuerzahler 
berhalten müßten. Indeß ſage ja der Miniſter⸗Präſident, daß keine Mehr⸗ 
koſten durch den neuen Titel entſtänden. Dieſe Erklärung acceptire er dank⸗ 
bar, er conſtatire aber ihren Inhalt und hoffe nur, daß die Regierung nie⸗ 
mals für den Botſchaftertitel mehr Geld beauſpruchen würde. 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Er habe nicht von halbſtündigem 
Warten der Geſandten geſprochen, ſondern überhaupt von der Erleichterung 
des Verkehrs, die den Botſchaftern zu Theil würde. — Wie der Abgeordnete 
v. Hoverbeck nach ſeiner Erklärung von den Taſchen der Steuerzahler ſpre⸗ 
chen könne, begreife er nicht, es widerſprächen dem auch die letzten Worte 
des Abgeordneten. 

Man verläßt damit dieſen Gegenſtand. 5 

Die Commiſſion beantragt: „die 6000 Thlr. Zulage für den Militär: 
Bevollmächtigten in Petersburg nicht zu bewilligen.“ 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Er beſchränke ſich darauf, zu erklären, 
daß die königl. Regierung die Aufrechthaltung dieſes Poſtens im Intereſſe 
des Dienſtes dringend für nothwendig erachte. Die Motive dafür hier aus⸗ 
einanderzuſetzen, ſei er nicht in der Lage. Wenn die Commiſſions⸗Verhand⸗ 
lungen anders organiſirt und die Veröffentlichung derſelben weniger einſeitig 
geſchehen wäre, ſo würde er Gelegenheit genommen haben, dort die Gründe 
wien f 8 65 

der Antrag der Commiſſion wird mit großer Majorität angenommen. 

Die Commiſſion hat demnächſt den Antrag geſtellt, die Poſiklonen 1— 29 
(für Geſandtſchaften ꝛc.) für ſelbſtſtändige Titel zu erklären. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Auch dieſen Vorſchlag halte er weder 
im Intereſſe des Dienſtes, noch im Intereſſe der Sparſamkeit. Die Aus⸗ 

aben für den diplomatiſchen Dienſt laſſen ſich nicht vorher präziſiren. Die 

erwaltung würde hier mit weit geringern Mitteln auskommen können, 
wenn ihr hier ein Pauſchquantum gegeben würde. Bei einzelnen Poſten 
könnten Erſparungen eintreten, während bei andern Mehrausgaben noth⸗ 
wendig ſeien. Entbalte der Etat 29 einzelne Titel, fo werde eine Ausgabe, 
die vielleicht nicht ſo nothwendig ſei, gemacht, weil ſie im Etat ſtehe. 

Berichterſtatter Abg. v. Hoverbeck: Etſparniſſe zu machen, wo fie mög⸗ 
lich, ſei der Regierung immer geitatter, fei ſogar ihre Verpflichtung. Seien 
Mehrausgaben nöthig, ſo habe die Regierung die Verpflichtung, diefelden vor 
der Landesvertretung zu rechtfertigen. — Miniſterpräſident v. Bismarck: 
Er babe nicht von Möglichkeiten und Notbwendigkeiten geſprochen. Inner⸗ 
halb der Grenzen der Möglichkeiten liege Vieles, nothwendig ſei am Ende 
nichts. Er habe nur von Nützlichkeit und Rückſichten der Sparſamkeit 
geſprochen. ge > 

Der 4 1 — der Commiffion wird angenommen. 

Bei den folgenden Poſitionen macht Abg. Harkort auf die Nothwendig⸗ 


keit der Reform des Conſularweſens aufmerkſam. Es würden Ausländer an⸗ 


geitellt, die oft der deutſchen Sprache nicht mächtig ſeien ꝛe. Von Seiten des 
Miniſteriums ſei nach Lage der Dinge an eine Reſorm nicht zu denken, die 
Sache müſſe alſo für die Zukunft aufbewahrt werden. — Miniſterpräſident 
v. Bismarck: Die vom Vorredner zur Begründung der Beſchwerde ange⸗ 
führten Thatſachen ſeien ihm unverſtändlich geblieben. Es würde wänſchens⸗ 
werth ſein, wenn dieſelben zur Kenntniß des auswärtigen Miniſteriums ger 
bracht würden, um dort geihäftsmäßig erledigt werden zu können. — Abg. 
Harkort: Er werde nicht ermangeln, ſolche Mittheilungen zu machen. Die 
einzelnen Poſitionen werden genehmigt. (Nach Erledigung des Etats verläßt 
err v. Bismarck das Haus, Miniſter v. Selchow iſt eingetreten.) Es folgt 
15 e des Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Ange⸗ 
egenheiten. f 

„Abg. Reichenheim: Er wolle einige allgemeine Bemerkungen voraus⸗ 
ſchicken. Seit die Armee⸗Organiſation in's Leben gerufen worden, ſei dieſer 
wichtige Etat am allerwenigſten bedacht worden. Es ſeien in den Jahren 
1860 und 1861 weniger Kapitalien verwendet, als im Jahre 1859, und zwar 
weiſe das Jahr 1860 eine Minderheit von ca. 200,000 Thlr. gegen 1859 nach 
und auch der Etat des Jahres 1863 bleibe hinter dem von 1859 noch um 
2000 Thlr. zurück. Obwohl die Staatseinnahmen zunähmen, ſo würde für 
dieſen Zweig der Verwaltung immer weniger verwendet. Es bedürfe 
wohl kaum der Erwähnung, daß die Ausgaben für dieſe Verwaltung die 
nothwendigſten ſeien. 

Die Verwaltung ſolle die Bildung und Geſittung des Volkes fördern; 
fie ſolle die Grundlagen zur wirthſchaftlichen Exiſtenz des einzelnen Staats⸗ 
bürgers geben, und demohnerachtet werde hier jo wenig gethan. In einzel⸗ 
nen a fei die Armuth fo groß, daß die Communen nicht 
in der Lage ſeien, die nothwendigen Bildungsanſtalten zu ſchaffen, und in 
dieſem Falle habe die Staatsregierung nach der Verfaſſung die Verpflich⸗ 
tung, einzutreten. Es frage ſich, ob die vorhandenen Gymnaſien und Real⸗ 
ſchulen dem Bedürfniſſe genügten. Die Antwort darauf gebe ein Antrag 
der Commiſſion, welcher eine Vermehrung derſelben fordere. Die Staats⸗ 
regierung habe erllärt, daß fie tbue, was in ihrer Macht ſtehe; tbatſächlich 
fet, daß ihr durch die Armee⸗Organiſation die Mittel entzogen würden. In 
der Bellevüeſtraße in Berlin beſtehe ein Gymnaſtum, welches für die Zwecke 
der Schule baulich fo dürftig, fo 1 ehe eingerichtet ſei, daß daſelbſt 
eine epidemiſche Augenkrankheit ausgebrochen ſei, weshalb das Gymnaſtum 
vor etwa 10 Tagen habe geſchloſſen werden müſſen. — Ueberall finde man, 
daß für dieſe wichtigen Zwecke fo wenig gethan werde, weil die Armee⸗Or⸗ 
ganiſation alle Mehreinnahmen des Staates wegnehme. Wenn man die 
Einnahmen nicht befier vertheile, jo werde Preußen in gewiſſen Zweigen 
auf die Mittelmäßigkeit herabſinken. Einen Antrag wolle er nicht ftellen, 
ſondern nur den Wunſch ausſprechen, daß in der Folge für dieſe Verwal⸗ 
tung mehr gewährt werden möchte, als bisher. 

Cultusminiſter v. Mühler: Er könne dem Vorredner für den ausge⸗ 
ſprochenen Wunſch nur danken; wenn aber die 1 1 nur den Zweck 
hätten, das viel verbreitete Vorurtheil zu beſtärken, als ob durch die Koſten 
der . die Verwendung für die geiſtigen Zwecke benach⸗ 
tbeiligt werde, ſo involvire dies einen Vorwurf gegen die Ausführung ſeines 
Amtsvorgängers, den er als nicht begründet zurüdweilen müſſe. (Bravo.) 
Die Ausführung des Abgeordneten ſtütze ſich auf die Rechnung, daß der 
Etat im Jahre 1858 und 1859 mehr betragen habe, als jetzt. Dleſe Anfüh⸗ 
rung erfläre ſich dadurch, daß im Jahre 1858 es einer größeren Aufwendung 
von außerordentlichen Mitteln bedurſte, um Verpflichtungen zu erfüllen, die 
in den Vorjahren ſich zu einer größeren Höhe belaufen hatten, Daß eine 


bade eine frühere Diskuſſion gezeigt. 0 
aden dus! Staates durch un weit überall Vernachläſſigung der Katholi⸗ 


ſolche Bewilligung nicht alle Jahre eintreten könne, bedürfe keiner näheren 
Ausführung. Wolle man einen ſolchen Vergleich machen, ſo müſſe man das 
Ordinarium anſehen; dieſes ſei in den letzten Jahren im Unterrichtsgebiet 
allein um 200,000 Thlr. geſtiegen. Das ſei nicht das Einzige, was geſche⸗ 


ben fei; die Communen und Provinzen hätten in demſelben Zeitraum über 


300,000 Thlr. für die Verbeſſerung der Elementarſchulen verwendet. Die 
Vermehrung der Schulen gehe weit über die Vermehrung der Volkszahl. 
Was das Wilhelms⸗Gymnaſium zu Berlin betreffe, ſo hätten hierbei tech⸗ 
niſche Schwierigkeiten überwunden werden müſſen. Dieſe ſeien jetzt über⸗ 
wunden, die Baupläne ſeien fertig und er hoffe, daß am Geburtstage des 
5 der Grundſtein werde gelegt werden können. Die Mittel ſeien 
vorhanden. \ 

Abg. Harkort: Nicht der Unterricht, wohl aber die Geſundbeit der 
Kinder leide durch die mangelhaften Lokalitäten; er verweiſe im Gegenſatz 
dazu auf die geräumigen Kaſernen. 

Referent Abg. Dr. Schubert: Man könne den Reflexionen des Abg. 
für Waldenburg vollkommen beitreten und doch die Anerkennung nicht ver⸗ 
ſagen, daß in den letzten Jahren für den Unterricht mehr geſchehen ſei, als 
je zuvor. Damit ſei aber die Frage noch nicht erledigt, ob das, was ge⸗ 
hehe, allen berechtigten Anforderungen der Jetztzeit vollkommen entſpreche. 
Dieſe Frage ſei nicht überall zu bejahen. Die Elementarſchulen müßten 
Sache der Commune bleiben. Für die Gymnäften ſei in den letzten 12 Jahren 
bereits Anerkennenswerthes geſchehen. Im Ganzen ſei indeß doch noch 
Manches zu thun. Wenn ein Zweig der Verwaltung plötzlich in einem 
Jahre ohne eine Anleihe eine Steigerung von 20 bis 25 Procent der Aus⸗ 
gaben erfordere, ſei es ja natürlich, daß die anderen darunter leiden müßten. 
Daher hätten denn einzelne Univerſitäten und höhere Unterrichtsanſtalten 
allerdings zurückbleiben müſſen reſp. nicht ſo gefördert werden können, wie 
es wohl zu wünſchen geweſen wäre. Eine Steigerung der dauernden Aus⸗ 
gaben ſei bei dem vorliegenden Etat wünſchenswerther, als irgend wo anders. 

Das Haus tritt in die Speclal⸗Diskuſſion. 

Zu dem Titel „Evangeliſcher Cultus hat die Commiſſion wiederholt be⸗ 
antragt: Das Haus wolle die Erwartung ausſprechen, daß die Staatsregie⸗ 
rung die Beendigung des Interimiſticums, welches durch die Cabinetsordres 
vom 26. Januar 1819 und vom 29. Juni 1850 herbeigeführt iſt, und wel⸗ 


ches die Staatskaſſe mit einer jährlichen Dotation von 20,980 Thalern bes 


laſtet, beſchleunigen werde.“ 


Abg. Richter gebt zurück auf die Verhandlungen der vorigen Seſſion. 


Damals habe die Regierung verſprochen, das Interimiſticum ſobald als 
möglich zu erledigen. Er wolle darauf aufmerkſam machen, daß die Regie⸗ 
rung im Begriff ſtehe, der evangeliſchen Kirche eine Verfaſſung von unten 
nach oben hinauf zu geben, während früher der leitende Geſichtspunkt der 
war, die einzelnen Gemeinden in den Stand zu ſetzen, ſich ſelbſt die Verfaſ⸗ 
ſung zu geben. Noch im Jahre 1850 ſei bei einem Spezialfall der Grund⸗ 
ſatz angewendet worden, daß jede Kirchengemeinde daß Recht habe, die Ver⸗ 
affım anzunehmen oder abzulehnen. Daraus würde ſich eine erhebliche 
Verſchiedenheit der Verfaſſungen der einzelnen Gemeinden ergeben haben, 
deshalb habe eine königl. Cabinetsordre verordnet, alle Gemeinden müſſen 
die gegebene Verfaſſung annehmen. Und wo die Gemeinde paſſiven Wider⸗ 
ſtand geleiſtet, da habe man angenommen, die Gemeinde ſtimme bei. Wie 
könne die auf dieſem Wege zu ſchaffende General⸗Landesſynode beſchaf⸗ 
fen fein? Er frage die Miniſter, ob die im September v. J. verſprochene 
Synodalordnung erlaſſen ſei? Ferner, ob die noch für das vorige Jahr 
verſprochenen Synodalordnungen für Brandenburg und Schleſien erlaſſen 
ſeien? Wie es drittens mit der Ueberweiſung der kirchlichen Externa an die 
Conſiſtorien in Rheinland und Weſtfalen ſtehe? — Es ſei keine Ausführung 
des Art. 15 der Verfaſſung, wenn ohne den Widerſpruch der Betheiligten 
anzuhören, der Kirche eine ſolche Verfaſſung aufzuoctroyiren, das heiße viel⸗ 
mehr, ihr neue Feſſeln anlegen. 

Cultusminiſter v. Mühler: Er freue ſich, daß die Commiſſion anerkenne, 
daß die evangeliſche Kirche unter allen Umſtänden eine oberſte Leitung ha⸗ 
ben müſſe, und daß die Gelder für dieſelbe bewilligt werden müßten. Was 
die Anſprüche betreffe, die die evangeliſche Kirche zu haben glaube und wirk⸗ 
lich habe, ſo ſeien dieſe derſelben zu reſerviren. Die Regierung würde den 
Gang, den ſie ſeit 13 Jahren unter Zuſtimmung aller kirchlichen Organe 
eingehalten habe, auch ferner einhalten. 

Abg. Krauſe (Magdeburg): Auch er wolle in die Frage von der ſtaats⸗ 
rechtlichen Stellung und Entwickelung der Kirche nicht eingehen. Die Com⸗ 
miſſion beantrage nur „Beſchleunigung.“ Das hätte ſie nicht thun können, 
wenn ſie mit dem vom Miniſter bisher e Wege einverſtanden 
wäre; deshalb begreife er nicht, wie der Miniſter mit dieſem Antrage ein⸗ 
verſtanden ſein könne. Anderswo mache man die Verfaſſung nicht ſtückweiſe, 
ſondern aus einem Guſſe. ; . x - 

Abg. Dr. Techow: Er conitatire bei der Meinungsdifferenz zwiſchen 
dem Miniſter und den beiden Herren Abgeordneten, daß auch in der Com⸗ 
miſſion eine ſolche Differenz ſich gezeigt habe, und daß die heut dargelegte 


Auffaſſung des Hrn. Miniſters mit der der Majorität der Commiſſion nich! 


übereinſtimme. — Der Herr Miniſter habe ferner aus den Verhandlungen 
geſchloſſen, daß das Haus nicht geneigt ſei, die 20,000 Thlr. dem Ober⸗ 
Kirchenrath zu entziehen. Wenn die evangeliſche Kirche dereinſt einmal ſelbſt⸗ 
ſtändig zu ſein das Glück haben werde, werde ſie die Dotation ihrer Be⸗ 


hörden, fo viel ſie ſolche für nothwendig halte, wohl auch ſelbſt übernehmen. 


Der Cultusminiſter v. Mühler: Er werde nur conſtatiren, daß die An⸗ 
ſchauungen des Miniſteriums von dem Wege, auf dem die Selbſtändigkeit 
der evangeliſchen Kirche zu erreichen und deren Behörde zu dotiren, aller 
dings weſentlich differiren von den hier geltend gemachten Anſichten. 

Der Commiſſionsantrag wird hierauf mit ſehr großer Majorität ange⸗ 


nommen. . e . 0 { 
Zu dem Titel: „öffentlicher Unterricht“, beantragt die Commiſſion, die 


Beſoldung für eine neue Schulrathsſtelle in Koblenz mit 1500 Thalern, 
abzuſetzen. 


Abg. Dr. Schulz (Borken) gegen den Commiſſionsantrag; die dem 
Commiſſionsbericht beigefügte ſtaliſtiſche Zuſammenſtellung ſei nicht korrekt 
(wie Redner für die Provinz Weſtfalen im Detail ausführt). Auch die 
Angaben des Berichts in Beireff der Provinz Brandenburg und der Rhein. 
provinz ſeien unkorrekt. Namentlich ſei die Anzahl der in letzter Provinz 
als zum Geſchäftskreiſe der Schulräthe gehörig bezeichneten Anſtalten viel zu 
gering angegeben; ſtatt der angegebenen 40 ſeien deren 60 vorhanden ꝛc. 
Auch die Zahl der Abiturienten ſei dort bei weitem die größte. Daraus 
rechtfertige ſich allerdings die von dem Miniſter gewünſchte Creirung einer 
neuen Stelle. 1 8 

Referent Abg. Dr. Schubert (auf der Tribüne faſt unverſtändlich): 
Die Tadelle ſei aus amtlichen, vom Miniſterium mitgetheilten Quellen ent⸗ 
nommen, und habe nicht den Zweck, den Commiſſionsantrag zu begründen, 
ſondern eine Ueberſicht über die Bewegung der Schülerzahl geben ſollen. 
die ihr gemachten Vorwürfe ſeien je Theil unbegründet. Die Creirung 
einer neuen Schulrathſtelle für die Rheinprovinz rechtfertigt ſich nicht durch 
die Geſchäftslaſt des dortigen Provinzial⸗Collegiums. 

Der Cultusminiſter v. Mühler bemerkt, daß die qu. Tabelle in der 
Eile zuſammengeſtellt, und man mit einer Revifton beſchäftigt ſei. Die 
Monita des Abg. für Borken ſeien nicht durchweg begründet, wie der Mi⸗ 
niſter durch einzelne Zahlen darthut. Er bitte um Ablehnung des Com⸗ 
miſſions⸗Antrages. h 

Nach einigen weiteren factiſchen Bemerkungen des Abg. Schulz (Borken), 
welche beſonders die ala en der Beſtallung eines katholiſchen Schul: 
raths für die zablreichen katholiſchen Gymnaſten und Realſchulen der Rhein⸗ 
rovinz, hervorhebt, des Abg. v. Mallinckrodt, des Cultusminiſters und des 

eferenten wird der Commiſſionsantrag angenommen. Dagegen die Abgg. 
einprovin z. - 
der e ziel 19 ,,Univerfität“ fragt Abg. Dr. Fubel den Minifter, ob auf 
Errichtung einer ordentlichen ven für deutſche Philologie in Halle Rück⸗ 
ſicht genommen worden. Der Cultus minſter bejaht dies. 
ei Titel 21 „Gymnaſten und Realſchulen“ hat die Commiſſiou den An⸗ 
ur Genen die Stepierung aufzufordern, auf die Erweiterung und Vermeh⸗ 
rung der Gpmnafien und Realſchulen hinzuwirken. ; 

Der Abg. Coupienne ſpricht ſich beſonders für Erweiterung der Real⸗ 
ſchulen aus, die der modernen „ e a a 

Abg. Ziegeler (für den Antrag der Commiſſion) wünſcht größere Des 
ng ber a roneen Verhältniſſe, bejonders der katholiſchen Ins 
tereſſen, welche bis jetzt ſehr vernachläſſigt ſeien. In der Provinz Branden⸗ 
burg hätten die Katholiken gar keine hösere Lehranſtalten, in Poſen ſei ein 
olniſches e e here früher . LN 8 

i njejfionalität der poſener bei „ 
F 5 er Redner geht die einzelnen Pro⸗ 


nach. 
Der Antrag der Commiſſion wird mit großer Majoritat angenommen. 
7 . bat die Commiſſion den Antrag geſtellt, den Staatszuſchuß von 
Kult . — far die Ritterakademie zu Brandenburg abzulehnen. 
— fr dle Hüttener Be Momente, welche feüber 5 En Regie 
atademie gema worden ſeien, ſprächen au 
heute noch für dieſelde. Uebrigens entwickelte fi die Ritteralademje in ger 
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deihlicher Weiſe weiter, fie habe jetzt eine größere Zahl von Schülern und 
Alumnen als früher. g 

Abg. Parriſius macht dem entgegen darauf aufmerkſam, daß das 
Wachsthum der Alumnen zum großen Theile nur die Freiſchüler anbetreffe. 
— Referent empfiehlt ven Comm.⸗Antrag. Die Koſten für die Ritteraka⸗ 
demie würden nicht für den Staat, ſondern für einen beſondern Stand be⸗ 
zahlt. — Der Antrag der Commiſſion wird mit großer Majorität (dagegen 
nur die 3 angenommen. 

Die Commiſſion hat demnächſt beantragt: „Die Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, im Hinblick auf Art. 21 und 24 der Verfaſſung, ſoweit nicht die 
Satzungen ſpecieller Stiftungen entgegenſtehen, den confeſſionellen Charakter 
der höheren Unterrichtsanſtalten unter ſteter Pflege des confeſſionellen Reli⸗ 
gions⸗ und theologiſchen Unterrichts zu beſeitigen.“ — Dagegen ſpricht Abg. 
Schulz (Borken): Es fehle dem Antrage an allen weſentlichen Erforderniſſen, 
die ihn zur Annahme geneigt machen. Er ſei erſtens nicht genug vorbereitet. 
Die Budget⸗Commiſſton ſei nicht gewählt worden, um jo weit greifende Anträge 
zu ftellen, eine ſolche Principienfrage zum Austrag zu bringen. Sie überſchreite 
damit ihre Befugniſſe. Zweitens fehle dem Antrage die rechtliche Begrün⸗ 
dung. In den allegirten Artikeln 21 und 24 der Verfaſſung ſtände kein 
Wort von Gymnaſien und Realſchulen. In einer ſo wichligen Frage dürfe 
man feine argumenta ex silentio geltend machen. Was der Cultus miniſter 
im vorigen Jahre für die Conſeſſionalität der Gymnaſien und Realſchulen 
geltend gemacht, ſei keineswegs widerlegt worden. Die Commiſſion habe 
den Grundſatz befolgt: Stat pro ratione voluntas. Sie habe keine Politik 
des Rechts, ſondern nur Intereſſen⸗Politik getrieben. 

Der Antrag ſei aber auch keineswegs praktiſch zweckmäßig. Die Comm. 
meine durch confeſſionsloſe Schulen werde die Toleranz gefördert. Das ſei 
nicht wahr. Gleichgiltigkeit aber nicht Toleranz werde dadurch hervorgerufen 
werden. Anſtatt religiös gebildeter Männer würden auf ſolchen Anftalten 
Klugredner gebildet werden. Die Comm ſage ferner, daß ohne jeden er ſicht⸗ 
baren Nachtheil Lehrer der katholiſchen Confeſſion an evangeliſchen Gymna⸗ 
ſien und umgekehrt gewirkt. Woher dies die Comm. wiſſe. Ihm ſei das 
Gegentheil bekannt. Es fehle dem Antrag viertens die Zuſtimmung des 
Volks. Der Antrag der Comm. würde den Herzen der Völker und den Ge⸗ 
fühlen der Mütter tiefe Wunden ſchlagen. Abg. v. Sybel: Der Verſuch, die 
Anſicht der Comm. rechtlich zu bekämpfen, ſei vollſtandig mißglückt. Es ſei 
deshalb nicht nöthig, darauf zurückzukommen. Unſere höheren Lehranſtalten 
ſtänden nicht im Beſitze einer beſtimmten Religionsgeſellſchaft, ſondern in dem 
des Staats. Sie ſeien nicht beſtimmt für Zwecke beſtimmter Religionsgeſell⸗ 
ſchaften, ſendern für die Pflege der Wiſſenſchaft. Der Reichsdeputations⸗ 
ſchluß habe die Fonds der einzelnen Lehranſtalten dem Staate zur unbeding⸗ 
ten Dispoſition geſtellt. 

Er habe nicht die Verpflichtung, wegen dieſer Fonds den confeſſionellen 
Charakter der Gymnaſien und Realſchulen feſtzuhalten. Nicht aus dem Volke 
und von ſeiner Sympathie getragen ſei der confeſſionelle Charakter der Gym⸗ 
naſien erwachſen, ſondern er ſei künſtlich geſchaffen durch eine reactionäre 
Regierung. Den Religionsunterricht bebalte der Commiſſions⸗Antrag bei, 
die übrigen Bildungsgegenſtände confeſſionell zu trennen, hielte er für falſch. 
Freilich habe man ein confeſſionelles Einmaleins conſtatiren wollen. Wie 
dies möglich ſei oder wie man griechiſche und lateiniſche Grammatik con⸗ 
feſſionell wünſchen könne, begreife er nicht. — Wenn man ganz confeſſtonelle 
Schulen haben wolle, dann dürften auch die Schüler nur einer Confeſſion 
angehören. Wenn wirklich die Herzen der Väter und der Mütter unter dem 
Antrage der Commiſſion leiden ſollten, dann hoffe er, daß durch die Aus⸗ 
führung deſſen, was die Commiſſion wünſche, „ſolche Vorurtheile“ ſchwin⸗ 
den würden. 

Cultusminiſter v. Mühler: Er verweiſe im Allgemeinen auf das, was 
er früher über die vorliegende Frage geäußert. Nur darin wolle er dem 
Abg. v. Sybel entgegentreten, daß der Staat über die Fonds, die ihm durch 
den Reichsdeputationsſchluß überwieſen ſeien, unbedingt disponiren könne. 
Der Staat habe nach ſeiner Meinung wegen dieſer Fonds die Pflicht, den 
s Charakter der Lehranfialten da, wo er ihn gefunden, zu be: 
wahren. 

Abg. Reich enſperger (Geldern) gegen den Commiſſionsantrag: Die 
Commiſſion habe ſich eines Ueberſehens ſchuldig gemacht, ſie habe den Ar⸗ 
tikel 15 der Verfaſſung, der doch ſo nahe liege, ganz überſehen. Mit dieſem 
Artikel habe man bei Einführung der Verfaſſung ein ganz neues Staats⸗ 
recht conſtituirt, man habe damit etwas gan anderes beſagen wollen, als 
heut bier gemeint worden. Man habe den Religionsgeſellſchafſten nicht nur 
die eigene Exiſtenz, ſondern auch die Möglichkeit ihrer Erbaltung durch Beſſe⸗ 
rung der dazu erforderlichen Mittel, durch Belaſſung des actuellen Beſitz⸗ 
ſtandes ſichern wollen. Die Entſtehungsgeſchichte dieſes Artikels ſei ſo klar 
als möglich, noch klarer, wie die des Art. 99. Der Commiſſionsantrag ver: 
letze danach zweifellos den klaren Sinn des Artikels. (Redner gebt auf dieſe 
Entſtehungsgeſchichte unter ziemlicher Unruhe des Hauſes ſpeziell ein und 
kemmt zu dem Reſultat:) es ſei die Pflicht des Staates, die confeſſionellen 
Wohlthätigkeits⸗ und andere Anſtalten zum Zwecke des Untertichts in ibrem 
Beſitzſtande zu erhalten, dergeſtalt, daß auch Alles, was der Staat ſelbſt zu 
dem Zwecke geleiſtet babe, als definitiv ratificirt, als dauernde Leiſtung an. 
zuſehen ſei — dem gegenüber begreife er die Ausführung des Abgeordneten 
für Creſeld nicht, der Alinea 2 des Art. 15 gerade von Privatgeſellſchaften 
verſteben wolle. A . 5 

Wenn heute, während des Kampfes um die Verfaſſung, in dieſer Weiſe 
die weſentlichſten Beſtimmungen der Verfaſſung beſeltigt werden ſollten, was 
werde exit geichehen, wenn die ſogenannte verfaſſungstreue Partei geſiegt 
haben werde. — Redner wendet ſich ſodann gegen einzelne Theile des Be⸗ 
richts und bemerkt u. A.: Der Ausdruck „Toleranz“ darin ſei häßlich und 
unberechtigt (Unruhe), unvereinbar mit den vertretenen Principien. — Der 
Vorredner habe gegen Art. 20 der Verfaſſung verſtoßen; „die Wiſſenſchaft 
und ihre Lehre üt frei.“ Denn er wolle die Schule dem Staate unterord, 
nen. Die beliebte Interpretation des Art. 15 ſtehe an Kühnheit gleich der 
bekannten Interpretation des Art. 99. Er bitte, den Commiſſions⸗Antrag 
zu verwerfen. (Beifall bei den Katholiken.) 

Ein Antrag auf Vertagung der Debatte wird geſtellt und an⸗ 
genommen. 2 £ 

Schluß der Sitzung gegen 3% Ubr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Ubr. 
Tagesordnung: Fortſetzung der heute vertagten Debatte, Verleſung einer 
Interpellation, betr. die Abſicht der Regierung wegen Wiedereinbringung 
des Preßgeſetzes, Petitionsberichte. 


Berlin, 3. März. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht, dem Unterarzt Herrmann bei der brandenbur⸗ 
giſchen Artillerie⸗Brigade Nr. 3 und dem Poſt⸗Expediteur Schaefer 
zu Lippeſpringe im Kreiſe Paderborn, den rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe zu verleihen; ſowie den Kreis gerichts-Rath Severin in Lieg⸗ 
nitz zum Direktor des Kreisgerichts in Guhrau zu ernennen. (St.⸗A.) 

Berlin, 3. März. [Die Antwort des Hrn. v. Bismarck auf die 
N der ftettiner und danziger Kaufmannſchaftſ lau: 
tet wie folgt: 

„Die von den Herren Vorſtehern der Kaufmannſchaft unterm 20. Febr. 
d. J. an den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe ze. gerichtete Vor⸗ 
ſtellung, welche bezweckte, die Aufmerkſamkeit der königl. Regierung auf den 
großen Umfang dieſſeitiger Handels⸗Intereſſen zu lenken, die von der Inſur⸗ 
rection im Königreich Polen gefährdet werden, hat der gedachte Herr Mini⸗ 
ſter an mich übermittelt. Ein Gleiches iſt mit den Porſtellungen der Aelte⸗ 
ſten der Kaufmannſchaft zu Danzig und der Handelskammer zu Poſen ge: 
ſcheben, in welchen noch insbeſondere die Nachth ile hervorgehoben ſind, die 
in Folge von Verabredungen mit der kaiſerl. ruſſiſchen Regierung entſtanden 
ſeien, oder zu entſtehen drohten. Dieſe Vorſtellungen bieten mir einen er⸗ 
wünschten Anlaß, deren Verfaſſern unmittelbar die Verſicherung ertbeilen zu 
können, daß Bedeutung und Umfang jener Intereſſen der königl. Regierung 
wohl bekannt ſind, daß ich dieſelben als Geſandter Sr. Majeſtät des Königs 
am kaiſerl. ruſſiſchen Hofe kennen und würdigen gelernt babe, und daß ſchon 
während der mißlichen Verbältniſſe im Königreich Polen in den vergange⸗ 
nen beiden Jahren der Wahrung eben dieſer Intereſſen in Warſchau wie 
in Petersburg von der königlichen Regierung eine beſondere Sorgfalt ge 
widmet worden iſt. . f 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch für die jüngiten Verhandlungen mit Ruß⸗ 
land und die anderweiten Vorkehrungen zum chutze unſerer Grenze und zur 
Sicherung der nachbarlichen Verhältniſſe die Intereſſen des preußiſchen Han 
delsſtandes, wie der preußiſchen Unterihanen überhaupt maßgebend geweſen 
find, Je bedrohlicher die Zuſtände in Polen durch die inſurrectionellen Be: 
wegungen wurden, deſto mehr hat die königliche Regierung an dem Geſichts⸗ 
punkte feſthalten müſſen, daß die möoͤglichſt ſchnelle und ſichere Herſtellung ge⸗ 
jeglicher Zuſtände und eines geordneten Rechtsſchutzes in jenem Königreiche 
der einzig richtige Weg zur Sicherſtellung von Perſon, Eigenthum und Rechts⸗ 
anſprüchen der dieſſeitigen Unterthanen ſei. 5 175 

Wenn die Bedeutung unſerer jüngften Verabredungen mit der kaiſerlich 
ruſſiſchen Regierung entitellt, ihre Tragweite übertrieben und ihre Ziele in 
ein falſches Acht geſetzt worden find, und wenn dadurch die Aufregung auf 
beiden Seiten der Grenze und die Gereiztheit der Aufſtändiſchen gegen Preußen 


und feine Angehörigen unndthig geſteigert worden iſt, jo kann die königliche 
Regierung ſich der — are daß de Intereſſen Kl Landes dadurch nach 
5 iedenen Richtungen hin in hohem Grade benachtheiligt wurden, nicht 
verſchließen. Dieſe Uebertreibungen ſind, ohne daß der Regierung geſetzliche 
Mittel zu ihrer Verhinderung zu Gebote ſtänden, von der Preſſe an⸗ 
geregt und durch die Verhandlungen des Hauſes der Abge⸗ 
ordneten über die polniſche Frage weſentlich gefördert worden. 
Berlin, Ir hr 1863, von Bismarck. 


n 
die Herren Vorſteher der Kaufmannſchaft 
in Stettin.“ 

[Zur preußiſch-ruſſiſchen Convention.] „Es ſteht feſt und 
iſt eine bekannte Thatſache, daß die Convention vom 8. Februar mit 
Rußland von ihren Urhebern als „Militär⸗Convention“ bezeichnet wird 
und in der That von preußiſchen und ruſſiſchen Offizieren ohne Vor: 
wiſſen des berliner Miniſteriums verhandelt wurde. Weiter geht eine 
Darſtellung der „Europe“, die ſie von einem ausgezeichneten, berliner 
Staatsmanne erhalten haben will. Danach wäre die Convention ſo⸗ 
gar abgeſchloſſen und unterzeichnet worden, ohne daß der Miniſter des 
Auswärtigen, Herr von Bismarck, darum gewußt. Fürſt Gortſchakow 
telegraphirte darüber nach Paris an Budberg, Budberg theilte Goltz 
die große Neuigkeit mit, und erſt vom Grafen Goltz erfuhr Herr von 
Bismarck den Abſchluß der Convention.“ So die „Europe“, der wir 
die Vertretung der Nachricht überlaſſen, ohne verſchweigen zu dürfen, 
daß auch hier in Berlin Aehnliches verlautet hat. 

ER Beſuch.] Der Fürft von Hohenzollern wird nach den von 
Düſſeldorf hier eingegangenen Nachrichten erſt Mitte dieſes Monats zum 
Beſuche am königlichen Hofe hier eintreffen und mit feiner Familie im hieſt⸗ 
gen Schloſſe Wohnung nehmen. Auch der Prinz Wilhelm von Baden, wel⸗ 
cher mit ſeiner jungen Gemahlin in den nächſten Tagen aus St. Peters⸗ 
burg hier eintrifft, wird am königlichen Hofe zu einem kurzen Beſuche ver⸗ 
weilen, bevor er die Reiſe nach Karlsruhe fortſetzt. 

* [Die Beſchlagnahme der „Voſſ. Ztg.“ ] iſt heute wieder 
aufgehoben worden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 3. März, Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 70, 20, hob 
ſich auf 70, 25, wich dann bis 69, 95 und ſchloß belebt zur Notiz. Con⸗ 
sols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zprz. 
Rente 70, 10. 4 Kprz. Rente 99, —. Italien. öprz. Rente 69, 50. Zprz. 
Spanier —. Proz, Spanier —. Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
515, —. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1240, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 593, 75. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien —, : 

London, 3. März, Nachm. 3Ubr. Silber 61%. Sehr ſchönes Wetter. 
Conſols 92%. [proz. Spanier 46. Mexikaner 32%. Sardinier 83. 
zproz. Ruſſen 94 ex Div. 4 proz. Ruſſen 94%. — Hamburg 3 Monat 
13 Mk. 7% Sch., Wien 11 Fl. 75 Kr. 

Die franzöſiſche Poſt iſt mit Nachrichten aus Suez vom 1. Februar ans 
gekommen. Aus telbourne wird vom 24. Dezember gemeldet, daß das 
Geſchäft daſelbſt ruhig, der Wechſelcouzs um 1 % höher gegangen ſei. Eine 
Goldverſchiffung von 124,750 Unzen hatte ſtattgefunden. In Bombay war 
am 13. Januar der Wechſelcours auf London 20% ; Fracht fallend. 

Wien, 3 März Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Etwas matter. pro 
Metall. 75, 40 4 proz. Metall. 65, 60. 1854er Looſe 93, —. Bank⸗ 
Aktien 812. Nordbahn 189, 80, National⸗Anleihe 81, 70. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 219, 80. Crevitaktien 235, —. London 115, 70. Hamburg 
87, — Paris 45, 85. Gold —, —. Silber , —. Boͤhmiſche Weſt⸗ 
bahn 166, 75. Lombardiſche Eiſenbahn 269, —. Neue Looſe 135, 40, 
1860er Looſe 94, —. 

Frankfurt a. M., 3. März, Nachm.? Uhr 30 Min. Oeſterr. Speku⸗ 
latienspapiere in Folge wiener niedrigerer Morgennotirungen etwas billiger, 
Böbmiſche Weſtbahn 71. — Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen ⸗Berdach 
143%, Wiener Wechſel 1014. Darmſt. Bankaktien 242. Darmſt. 

Bank 257. Sproz. Metall. 63%. 4 proz. Met. 5644. 1854er Looſe 77%, 
Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Altien 235. 


Oeſterr. Bant-Antbeile 823. Oeſterr. Credit⸗Aktien 22244. Neueſte öfterr, 
Anleihe 81%. Oeſterr. abet= Bahn 129%, Rhein⸗Nahe⸗ 
Mala Ludwigsbaſen Litt. A. 129. * Bahn 88. 


Hamburg, 3. März, Nachmitt. 2 Uhr 30 Minuten. 


Wenig Geſchah 
Finnl. Anleihe 90%. g Geſchaͤft. 


Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 69% Oeſterr. 


Eredit⸗Attien 94. Vereinsbank 103. Norddeutſche Bank 107%, Ahei⸗ 
8 Nordbahn 64%. Disconto 2%, ien 89, —. Peters⸗ 
burg 31%. 5 


Berliner Börse vom 3. März 1863. 


& S Div. Z. 
Fonds- und Geld- Course. 1 a 
3 


dito 5. Anleihe .... 
dito poln. Sch.-ObL| 4 192% ba. 
Poln. Ta ee ‘ 1 * 
dito III. Em. . . . . 5 
poln. Obl. & 500 FL. ! 9% 7 


ereiw. Staats-Anleihe KO ba. Oberschles. B...| 72,134, 142 0. 
Staats-Anl. v. 1850, 52 89 be. dito 0. 7% 162%, bz. 
dito 1854, 55K. 5714 101½ bz. dito Prior A. — — — 
dito 18564½ 101½ bz dito Prior B...| — 3½87 ½ ba. 
dito ben 1 N 85 2 Prior C. — — — 
dito to Prior D. . — | 4 86% 8. 
Staats- Schuld-Sch. . . !3 128% 5. dito Prior E...| — 3 ½ CA bz, 
Präm.-Anleihe v. 185313441201, pa. dito Prior F.. — “ 100% @ 
Berliner Stadt-Obl. .. 42 ab Oppeln-Tarnow. |- 1% dm. 
(Kur- u. Neumärker 3 1012 8 Prinz-W. (St.- V.) 3 4 62 8. 
2. dito dito 3% 91% 0 2 Rheinische & 4 |100Y, be. 
5 | Pommerscho ....- 7 Ir . dito (St.) Pr. 5 4105 %½ 6. 
S dito neue. . 4101 ba. dito Prior . — 4 — 
A Posen sche | 4 e dito III. Em. . — [41419914 bz. 
ä| dito 134 914, 8 Bbein-Nahebahn | — 4 32% ba 
dito neu 5 26% bz 3443/95 ½% dz 
gchlesische. «8 937 dz Starg.- Posener. * 3/100 % ba. 
„ Kur- u. Neumärker 409 „ bz. Thüringer 8% 125 bz 
3 |Pommersche ..... 4 99 ½ bz. Wilhelms Bahn. — | 4 163%, bz 
3 |Posensehe .......| 4 197% be. dito Prior — | 4 92 
= Preussische ...... 4 99% d. dito III. Em. . — 14½7 6 
5 Has 2 Rhein. 4 1 5 Fr Prior St.“ — “ 94½ B. 
chsische 2: to dito 2 4 
2 (Schlesischo....... 5 . 
Louisdor . euss ausl =Astien 
Goldkronen . .6% dz. kr * Div. Lune 
Fonds. 5 1861| F. 
erl. K.-Vorein.| 5 118 c. 
Oesterr. Metall . . 5 165 Berl. Hades. 9 102% U 
dito 54r Pr.-Anl....| 4 80% E. Berl. W.-Cred.-G.| — ka Ver 
dito neue 100 fl. L. — [79 B. Braunschw.Bank| 4 | 4 15 @ 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 |7! bau F 5 106% B 
dito Bankn. n. Whr.| . |87'4 bzuB Ooburs Seat A hc 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 94 ½ ba. Darmst. Zettel-B. 3 10 


Darmat. Credb. A. 
Dess. Creditb. A.) — 
Dise.-Cm.-Anthl. | 6 
Genf. Creditb, A.] 2 
Geraer Bank 5%, 


— — 2 2228222220882 
* 


= n = 2 28% 6. Hamb. Nord. Bank] d 2 
n. Manknofen . E „ Ver-Bank N 
Caches 40 Tie. . — * Lone . a Gde. 0 
Baden 38 Fl. Luxembre „ [190 — d. 
Aetlen- Course, Veh * 8. 
1 THAT 
12% K. Oenter-Oreditb A. 78 8 8% 2 N l. 
Aach,-Düsseld. »» 5 5 87 be Fos. Prov.-Bank 8 1 % 1° a Pi 
Aach.-Mastricht. 36% 14,5 Preuss. B.-Anthl u - Fr 
Atmst_ Rotterdam 6% 4 196%, 4 99% ba. Schl. Banz ) 970 a 
A — sel 4 0% b. Pk ank-Ver, 2% B. 
Berlin. Anhalter 4 |144 02 üringer Bank 2 4 |66 @. 
Berlin- Hamburg. 192 B. Weimar. Bank..| 4 90 da. 
Berl.-Potsd.- Md. 11 | 4 192 ba, / ‚® 
Borlin-Stettiner . 7% A |136 B. Wechsel- Course. 
Broslau-Freibrg. 4 133% bz. 10 T. 144 be. 
Cöln-Mindener .. 124 ½ 176 ½ br. =. 1629 ba, 
Franz. St.-Eisenb.| 6/,| 5 |136 4 136%, bz T. 182 ½ ba. 
Ludw.-Bexbach. 8 4 0 2 M. 3.18 bz. 
Magd.-Halberst., 22% 4 12814, ba „ Ae. 21%, ba. 
Magd.-Wittenbrg.| 1% 4 |64 6 2 M.|80 ae 
Mainz.-Ludw. A. 17 4 1284, bau. “18 F. sd da. 
Mecklenburger. 2 4 69½ 4 60 br. 2 M. 86 ö. 
Münster-Hammer| 4 |4 | _ _ „ M.. 44 0 
Neisse-Brieger .,] 3%| 486% ba. 8 T. 90% 8. 
Niederschles...., 4 | A |09%, ba. 2 ud, bz. 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 [71 da. 2M. 66. 6 d. 
Nordb. (Er.-W.) | 3 463% 4 14 ba. W. Coo ba. u. 99 ½ bs, 
dito Prior .„...| — 4 — — g 8 T. 89% bs, 
derschlen. A. .I 7.6 16% be. enen . . 8 T. 100 % ba. 


Einen Thaler Velohnung. 


Geſtern Abend gegen 11 Uhr hat ſich am Ringe ein Heiner \ 
Affenpintſcher verlaufen; wer ihm bei Schild, Werderstraße 7, 2 . 
abgiebt, erhält obige Belohnung. 43 [2209] 


Verantwortlicher Redakteur? Dr, Stei 
Druck von Graß. Barth und Conp. (. Srleorid) in Brest 
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